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KantonLuzernSamstag, 27. Mai 2023

Braucht es einen «Digitalcheck»
für neue Gesetze?
Durch eine digitale Checkliste sollenGesetze undVerordnungen frühzeitig auf ihre Praxistauglicht
überprüft werden. Das sagen die Luzerner Parteien zur Idee.

Lukas Zwiefelhofer

Im letzten Jahr hat der Kanton
Luzern seine Digitalisierungs-
strategie präsentiert.DerÜber-
gang vomAnalogen insDigitale
soll dabei vor allem in den Be-
reichen Wirtschaft, Gesell-
schaft und öffentliche Verwal-
tung vorangetrieben werden.
Geplant wurde unter anderem
die Einführung einer kantona-
len E-ID. Allerdings sind die
Chancen und Risiken der digi-
talen Transformation im Vor-
feld der kantonalen Wahlen
2023 in Luzern wenig bis gar
nicht thematisiert worden.

DieWahlensindbekanntlich
vorüber, und die neue Legisla-
turperiode beginnt am 1. Juli.
Nun fordert der Digitalrat – ein
LuzernerUnternehmen,dasDi-
gitalberatunganbietet – dieEin-
führung eines sogenannten Di-
gitalchecks für den Kanton Lu-
zern. Dabei handelt es sich um
eineCheckliste, diedazudienen
soll,GesetzeundVerordnungen
zu Beginn des Gesetzgebungs-
verfahrens auf ihre«Digitalisie-
rungstauglichkeit» zu prüfen.

Befürworter eines Digital-
checks argumentieren, dass da-
durchmögliche Schwachstellen
frühzeitig imGesetzgebungspro-
zess identifiziert und Entwürfe
auf ihre Praxistauglichkeit hin
angepasstwerdenkönnten.Spä-
tere Änderungen würden nicht
nur den Prozess verkomplizie-
ren, sondern oftmals auch zu-
sätzliche Kosten verursachen –
durch einen rechtzeitigen Digi-
talcheck wäre dies theoretisch
vermeidbar. So dieGrundidee.

Permanenter
Beirat
Einer der Befürworter ist Kevin
Klak von der Firma Digitalrat.
Klak, der im Frühling für die
GLP für den Kantonsrat kandi-
diert hat, sagt, derDigitalcheck
sei ein sehr konkreter Baustein,
der dazu beitragen könne, dass
Regulierungen und politische
Entscheidungen die Nutzung
von Technologie fördern: «Er
stellt sicher, dass der digitale
Raumnicht vergessengehtoder
marginalisiertwird.»Alsweite-
renBausteinnenntKlakeinBei-
ratsgremium,welchesdenDigi-
talcheck «am Leben halten»
undbeiBedarf auchÄnderungs-
vorschlägemachen könnte.

KlaknennteinkonkretesBei-
spiel aus der jüngeren Vergan-
genheit, wo man einen Digital-
check sinnvoll hätte einsetzen
können: Claudia Huser (GLP)
lancierte im Mai 2022 ein Pos-
tulat im Kantonsrat zur Präven-
tion imBereichsexuellerGewalt
an Kindern. Gemäss Klak ist
derdigitaleRaum–StichwortCy-
berkriminalität –darinüberhaupt
nicht berücksichtigt worden.
«Schulenwollenjaaffinerfürden
digitalenRaumwerden,undmit
einem digitalen Check könnte
das inderAgendaauftauchen.»

Gleichzeitig kritisiert Kevin
Klak das Vorgehen der Politik:
«Jegliche Interaktionen haben

heutzutage ein digitales Poten-
zial oder werden bereits gröss-
tenteils in digitaler Form ab-
gewickelt. Und nicht analoge
Angebote werden selbstver-
ständlichohneRücksprachemit
der Politik an den Markt ge-
bracht». Diese aber verharre
und reagiere «spät bis nie».

Klakverweist zudemaufdie
positiven Erfahrungen, die im
Ausland mit dem Digitalcheck
gemachtworden sind. InDäne-
mark etwa habe die Politik
schon länger den Digitalcheck
eingeführt. Generell gilt Dä-
nemark als Vorreiterstaat in
Sachen Digitalisierung. In
Deutschland werden neue Ge-
setzentwürfeundVerordnungen
der Bundesregierung seit dem
1. April 2023 einem Digital-
check unterzogen, dessen Er-
gebnisseauchöffentlicheinseh-
bar sind.WasaberhaltendieLu-
zerner Parteien von der Idee
einesDigitalchecks?

SPundGLPsehen
Mehrwert inDigitalcheck
Die SP findet den Digitalcheck
«spannend und prüfenswert»,
wie die Vize-Präsidentin der
Luzerner SP-Fraktion, Anja
Meier, auf Anfrage erklärt. Es
handle sich dabei um ein inno-
vatives Konzept, welches das
Potenzial habe, einen grossen
Mehrwert für die Anspruchs-
gruppen der öffentlichenHand
zu schaffen. «Mit einem forma-
lisierten Digitalcheck kann die
Anwendung diverser Rechts-
grundlagen praxistauglicher

undnutzungsfreundlicherwer-
den», sagtMeier.

Sie betont aber gleichzeitig:
«Das Mitdenken des digitalen
Wandels betrifft nicht nur den
Kantonsrat, sondern muss
schon vorher in der Verwaltung
beginnen.» Entscheidendwäre
die Art und Weise der Umset-
zung. Und: «Mit der Einfüh-
rung der E-ID und dem Ser-
vice-Portal stehen grosse kan-
tonale IT-Projekte an, bei
denen die digitale Umsetzung
zwingend schon im Gesetzge-
bungsprozess berücksichtigt
werdenmuss.»

Positive Signale aus
GLP, FDPund SVP
Die GLP ist der Einführung
eines Digitalchecks nicht abge-
neigt. Der Megatrend «Digita-
lerWandel»halte in allenBerei-
chen des Lebens Einzug und
müssedarum inder politischen
Arbeit berücksichtigt werden.
«Eine Checkliste zur vorgängi-
gen Prüfung von Gesetzen auf
ihre Digitalisierungstauglich-
keit kann aus der Sicht der
Grünliberalen einen Mehrwert
bringen», sagtGLP-Kantonsrat
SimonHowald.

GemässHowald könnte der
Digitalcheck in einer Anfangs-
phaseals optionales Instrument
eingeführt werden, um bei der
Verwendung inderParlaments-
arbeitwertvolleErfahrungenzu
sammeln. «Das sollte als unter-
stützendeHilfeundnicht als zu-
sätzlicheBürdewahrgenommen
werden», hält er fest.

AuchdieSVPfindet dieEinfüh-
rung eines Digitalchecks sinn-
voll, wie Fraktions-Co-Präsi-
dent Reto Frank erklärt. Als
Grundlage für die umfassende
Nutzung des Potenzials digita-
ler Lösungen benötige es eine
digitaltaugliche Gesetzgebung
sowie eine SchulungundSensi-
bilisierung imUmgangmit digi-
talenAnwendungen. «EinDigi-
talcheck wäre ein mögliches
Mittel, um dies in verschiede-
nen Bereichen zu schaffen»,
sagt Frank.

Er hält jedoch fest, dass die SVP
denDigitalcheck nur unterstüt-
ze, wenn dadurch keine zusätz-
licheGesetzesflutausgelöstwer-
de, und meint: «Sofern es in
einem sinnvollen und notwen-
digen Rahmen liegt, ist nichts
dagegen einzuwenden.»

DieFDPhat «grundsätzlich
eine positive Einstellung zur
Frage des Digitalchecks», wie
Vize-Fraktionschefin IreneKel-
ler sagt. Auch Politikerinnen
undPolitikermüssten einsehen
und zugeben, dass sie keine
FachleutederdigitalenWelt sei-
en. «Daher ist jeder Schritt, der
hilft, die Digitalisierung in pro-
fessionelle Bahnen zu lenken,
hilfreich undmuss geprüft wer-
den», sagt Keller.

Sie stellt jedoch–ähnlichwie
die SVP – Bedingungen: Es sei
klar,dassderDigitalcheckselbst
Administrationauslösenwerde.
«Wenn aber durch Initialadmi-
nistration spätere, lang andau-
erndeAdministrationundBüro-
kratie vermieden werden kann,
ist dies in Kauf zu nehmen und
vorzuziehen», hält Keller fest.
DieFragenachAufwandundEr-
trag müsste beim Digitalcheck
geklärt sein. Zudembetont Kel-
ler, es seiwichtig, zuwissen,wel-
cheErfahrungLänderwieDäne-
mark bis anhin damit gemacht
haben–umvon ihnenzu lernen.

DieMittewarntvor
«zusätzlicherBürokratie»
Die Mitte steht dem Digital-
check kritisch gegenüber. Die
Digitalisierunghabe für diePar-

tei zwar einehohePriorität,wie
der Fraktionspräsident Adrian
Nussbaum erklärt. «Allerdings
bin ich persönlichderMeinung,
dass die Vor- und Nachteile im
Einzelfall detailliert geprüft
werdenmüssen.Obdie Ideedes
Digitalchecks tatsächlich das
zielführende Instrument dazu
ist, stelle ich infrage.» Erfolg-
reiche digitale Transformation
gelingt Nussbaum zufolge in
der Einzelanwendung. «Der
Digitalcheck scheint in erster
Linie eine zusätzliche Büro-
kratie ohne direkten Nutzen zu
sein», betont er.

«EinDigitalcheck ist ein in-
teressanter Ansatz und würde
zu einer digitalaffinen Verwal-
tung beitragen», erklärt die
GrüneCo-Fraktionschefin Ko-
rinthaBärtsch. EinDigitalcheck
liege aber nicht in der Verant-
wortung des Kantonsrats. Es
gehe dabei um Sachbearbei-
tungsprozesse in Verordnun-
gen, also nicht auf Gesetzes-
stufe. Bärtsch findet deshalb,
dass derDigitalcheck vor allem
in der Verwaltung effektiv ein-
gesetzt wäre.

Grundsätzlich gelte aber:
«Digitale Kompetenz lässt sich
nicht mit einer Checkliste für
Politik oderVerwaltung verord-
nen.»Für dendigitalenWandel
in der Luzerner Verwaltung
braucht es Bärtsch zufolge In-
vestitionen in das Personal und
in die Technologien – vor allem
aber«einenSpirit derOffenheit
und der Neugier, bis hinauf in
den Regierungsrat».
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«DigitaleKompetenz
lässt sichnicht
mit einerCheckliste
fürPolitikoder
Verwaltung
verordnen.»
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